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***I Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (erste Lesung)
***II Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (zweite Lesung)

***III. Ordentliches Gesetzgebungsverfahren (dritte Lesung)

(Die Angabe des Verfahrens beruht auf der im Entwurf eines Rechtsakts 
vorgeschlagenen Rechtsgrundlage.)

Änderungsanträge zu einem Entwurf eines Rechtsakts

Änderungsanträge des Parlaments in Spaltenform

Streichungen werden durch Fett- und Kursivdruck in der linken Spalte 
gekennzeichnet. Textänderungen werden durch Fett- und Kursivdruck in 
beiden Spalten gekennzeichnet. Neuer Text wird durch Fett- und 
Kursivdruck in der rechten Spalte gekennzeichnet.

Aus der ersten und der zweiten Zeile des Kopftextes zu jedem der 
Änderungsanträge ist der betroffene Abschnitt des zu prüfenden Entwurfs 
eines Rechtsakts ersichtlich. Wenn sich ein Änderungsantrag auf einen 
bestehenden Rechtsakt bezieht, der durch den Entwurf eines Rechtsakts 
geändert werden soll, umfasst der Kopftext auch eine dritte und eine vierte 
Zeile, in der der bestehende Rechtsakt bzw. die von der Änderung betroffene 
Bestimmung des bestehenden Rechtsakts angegeben werden.

Änderungsanträge des Parlaments in Form eines konsolidierten Textes

Neue Textteile sind durch Fett- und Kursivdruck gekennzeichnet. Auf 
Textteile, die entfallen, wird mit dem Symbol ▌hingewiesen oder diese 
Textteile erscheinen durchgestrichen (Beispiel: „ABCD“). Textänderungen 
werden gekennzeichnet, indem der neue Text in Fett- und Kursivdruck steht 
und der bisherige Text gelöscht oder durchgestrichen wird.
Rein technische Änderungen, die von den Dienststellen im Hinblick auf die 
Erstellung des endgültigen Textes vorgenommen werden, werden allerdings 
nicht gekennzeichnet.
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ENTWURF EINER LEGISLATIVEN ENTSCHLIESSUNG DES EUROPÄISCHEN 
PARLAMENTS

zum Standpunkt des Rates in erster Lesung im Hinblick auf den Erlass des Beschlusses 
des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrichtung einer Aktion der 
Europäischen Union für die „Kulturhauptstädte Europas“ im Zeitraum 2020 bis 2033 
und zur Aufhebung des Beschlusses Nr. 1622/2006/EG
(05793/1/2014 – C7-0132/2014 – 2012/0199(COD))

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: zweite Lesung)

Das Europäische Parlament,

– in Kenntnis des Standpunkts des Rates in erster Lesung (05793/1/2014 – 
C7-0132/2014),

– in Kenntnis der Stellungnahmen des Ausschusses der Regionen vom 15. Februar 20121 
und vom 30. November 20122, 

– unter Hinweis auf seinen Standpunkt in erster Lesung3 zum Vorschlag der Kommission 
an das Europäische Parlament und den Rat (COM(2012)0407),

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 7 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union,

– gestützt auf Artikel 72 seiner Geschäftsordnung,

– in Kenntnis der Empfehlung des Ausschusses für Kultur und Bildung für die zweite 
Lesung (A7-0275/2014),

1. billigt den Standpunkt des Rates in erster Lesung;

2. stellt fest, dass der Gesetzgebungsakt entsprechend dem Standpunkt des Rates erlassen 
wird;

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Gesetzgebungsakt mit dem Präsidenten des Rates 
gemäß Artikel 297 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen 
Union zu unterzeichnen;

4. beauftragt seinen Generalsekretär, den Gesetzgebungsakt zu unterzeichnen, nachdem 
überprüft worden ist, dass alle Verfahren ordnungsgemäß abgeschlossen worden sind, 
und im Einvernehmen mit dem Generalsekretär des Rates die Veröffentlichung des 
Gesetzgebungsakts im Amtsblatt der Europäischen Union zu veranlassen;

5. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der 

1 ABl. C 113 vom 18.4.2012, S. 17.
2 ABl. C 17 vom 19.1.2013, S. 97.
3 Angenommene Texte vom 12.12.2013, P7_TA(2013)0590.
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Kommission sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln.
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BEGRÜNDUNG

Hintergrund

Seit ihrer Einführung im Jahr 1985 ist der Bekanntheitsgrad der Initiative für die 
Kulturhauptstädte Europas stetig gestiegen; heute ist sie eine der Aktionen der EU mit der 
größten Außenwirkung. Mehr als 40 Städte wurden mit dem Titel ausgezeichnet, was dazu 
beiträgt, den Reichtum der europäischen Kulturen herauszustellen und ein besseres 
gegenseitiges Verständnis der Bürger Europas zu fördern.

Ursprünglich hatte die Initiative rein zwischenstaatlichen Charakter. Im Jahr 1999 wurde sie 
offiziell in eine Aktion der EU umgewandelt, und ein Rechtsakt wurde erlassen, in dem die 
Reihenfolge der zur Benennung einer Europäischen Kulturhauptstadt berechtigten 
Mitgliedstaaten bis 2019 festgelegt wurde. Im Jahr 2006 wurden die Bestimmungen geändert, 
um der Erweiterung der EU von 2004 Rechnung zu tragen; gleichzeitig wurden die 
Auswahlkriterien für die Kulturhauptstädte konkretisiert, und das Auswahlverfahren wurde 
weiterentwickelt. Jede Kulturhauptstadt wurde mit dem Melina-Mercouri-Preis ausgezeichnet, 
der nach der griechischen Ministerin für Kultur, die die Initiative vorgeschlagen hatte, 
benannt ist. Der monetäre Wert des von der EU verliehenen Preises war mit ca. 1,5 Mio. EUR 
zwar gering, die Verleihung an sich und die Ernennung einer Stadt zur Kulturhauptstadt 
entfalteten jedoch eine bedeutende Hebelwirkung, wodurch weit höhere öffentliche und 
private Investitionen angeregt wurden.

Die im Jahr 2006 festgelegten Bestimmungen für die Auswahl der Europäischen 
Kulturhauptstädte laufen 2019 aus. Da mit dem derzeitigen Auswahlverfahren eine lange 
Vorlaufzeit einhergeht, musste der Versuch unternommen werden, bereits Ende 2013 eine 
neue Festlegung für den Zeitraum nach 2020 zu treffen.

Der Vorschlag der Kommission

Die Kommission unterbreitete im Juli 2012 einen Vorschlag für die Weiterführung dieser 
Initiative über das Jahr 2020 hinaus.

In diesem Vorschlag wurde an der Struktur und dem Inhalt der derzeitigen Initiative 
festgehalten. In einer Tabelle wurde die chronologische Abfolge der zur Benennung einer 
Kulturhauptstadt berechtigten Mitgliedstaaten festgelegt. Die Auswahl sollte auf der 
Präsentation einjähriger und eigens für dieses Ereignis konzipierter kultureller Programme 
durch die sich bewerbenden Städte beruhen, und es sollte die Möglichkeit für die 
Bewerberstädte geschaffen werden, das Umland miteinzubeziehen.

Die wichtigsten von der Kommission vorgeschlagenen Änderungen betrafen (i) die 
Ernennung der Städte (es wurde vorgeschlagen, dass die Kommission und nicht der Rat die 
Ernennung vornehmen sollte), (ii) die Mitglieder der für die Auswahl und das Monitoring 
zuständigen Jury (ein kleineres Gremium mit benannten Mitgliedern aus der Union und ohne 
Vertreter aus dem Land, dem die Kulturhauptstadt angehört) und (iii) die Ausweitung der 
Initiative auf Kandidatenländer und potenzielle Kandidatenländer (bislang gehörten nur zwei 
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Kulturhauptstädte keinem Mitgliedstaat der EU an: Stavanger 2008 und Istanbul 2010).

Prüfung im Ausschuss und erste Lesung im Parlament

Der CULT-Ausschuss nahm seinen Bericht über diesen Vorschlag am 28. Mai 2013 an. Der 
Rat war bereits im November 2012 zu einer „partiellen allgemeinen Ausrichtung“ gelangt.

Es herrschte weitgehende Übereinstimmung zwischen den Konzepten der Organe. 
Beispielsweise sahen beide das Erfordernis, die einzelstaatliche Vertretung in der für die 
Auswahl und das Monitoring zuständigen Jury zu stärken: Beide Gesetzgebungsorgane waren 
sich einig, dass zusätzlich zu den vom Parlament (3), dem Rat (3), der Kommission (3) und 
dem Ausschuss der Regionen (1) benannten Mitgliedern dem Mitgliedstaat, dem die 
Kulturhauptstadt angehört, die Möglichkeit eingeräumt werden sollte, zwei Vertreter zu 
ernennen.

Im Rahmen des litauischen Ratsvorsitzes fanden zwei Triloge statt. Hierbei wurden große 
Fortschritte zu beispielsweise folgenden Themen erzielt:

- der Stärkung der europäischen Dimension der einjährigen Programme der 
potenziellen Kulturhauptstädte; 

- der langfristigen Nachhaltigkeit der Investitionen in die Infrastruktur; 
- der Erleichterung des Zugangs zu anderen Finanzierungsquellen der EU 

(insbesondere zu den Strukturfonds).

Zu einer Fragestellung konnte jedoch keine Einigung erzielt werden: der offiziellen 
Ernennung der Kulturhauptstädte (Artikel 11).

- Das EP schloss sich dem Vorschlag der Kommission an, dem zufolge die 
Kommission – unter gebührender Berücksichtigung der Empfehlungen der Jury – 
die Kulturhauptstädte im Wege eines Durchführungsrechtsakts (Artikel 290 des 
Vertrags) offiziell ernennen sollte.

- Der Rat hingegen bestand darauf, die Kulturhauptstädte – wie bei der derzeitigen 
Aktion – auch weiterhin selbst zu ernennen, und führte als Argumente dafür an, 
dass diese Ernennung durch ihn nach Artikel 290 möglich sei, dem 
zwischenstaatlichen Ursprung der Aktion und der Verantwortung für die 
Finanzierung der Kulturhauptstädte Rechnung trage und für das Engagement der 
Mitgliedstaaten für dieses Programm erforderlich sei.

Der Ausschuss beschloss, vor der Weiterführung der Verhandlungen über diese heikle 
Fragestellung die Unterstützung des gesamten Parlaments einzuholen.

Am 12. Dezember 2013 verabschiedete das Plenum mit großer Mehrheit (577 Ja-Stimmen, 
26 Nein-Stimmen, 25 Enthaltungen) den geänderten Bericht des CULT-Ausschusses als 
seinen Standpunkt in erster Lesung, in den alle Punkte, über die in den ersten beiden Trilogen 
eine Einigung erzielt wurde, aufgenommen wurden und an Artikel 11 des Vorschlags der 
Kommission festgehalten wurde.
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Frühzeitige Einigung in zweiter Lesung

Nach der Abstimmung des Parlaments in erster Lesung wurde im Januar 2014 bei einem 
dritten Trilog im Rahmen des griechischen Ratsvorsitzes eine Einigung über Artikel 11 
erzielt, der zufolge

- der Mitgliedstaat, der zu der Ernennung der Kulturhauptstadt berechtigt ist (nicht 
der Rat) auf der Grundlage der Empfehlungen der Jury eine Stadt ernennen wird;

- die Kommission für die europäische Institutionalisierung des 
Ernennungsverfahrens sorgen wird, indem sie den Namen der Stadt im Amtsblatt 
veröffentlicht.

- Für Irland und Kroatien, die zur Ernennung der Kulturhauptstädte des Jahres 2020 
berechtigt sind, wurden die Fristen des Auswahlverfahrens verlängert.

Die Einigung in ihrer Gesamtheit wurde am 29. Januar 2014 vom AStV I bestätigt und bei 
einer außerordentlichen Sitzung des CULT-Ausschusses am 6. Februar 2014 einstimmig von 
einer absoluten Mehrheit der Mitglieder des Ausschusses gebilligt.  Die Unterstützung des 
Ausschusses für die Einigung wurde anschließend dem griechischen Ratsvorsitz am 
12. Februar im Wege einer üblichen „Einverständniserklärung für eine frühzeitige Einigung in 
zweiter Lesung“ mitgeteilt. Der Rat legte am 24. März 2014 seinen Standpunkt in erster 
Lesung fest.

Bewertung und Empfehlung

Mit der Einigung wurde ein großer Fortschritt hin zu einem realistischen und ausgewogenen 
Kompromiss erzielt. Mit ihr wird das Auswahlverfahren gestrafft sowie für die Nachhaltigkeit 
der Investitionen in die Infrastruktur, für den Zugang zu zusätzlichen 
Finanzierungsmöglichkeiten der EU und für die Möglichkeit für die Städte, sich mit einem 
regionalen Konzept zu bewerben, gesorgt. Außerdem wird mit ihr die bedeutende Rolle des 
Mitgliedstaats, dem die Kulturhauptstadt angehört, anerkannt und gleichzeitig die europäische 
Dimension der Initiative gewahrt.

Der Ausschuss empfiehlt dem Plenum, das gegenwärtige Verhandlungsergebnis zu billigen 
und den Standpunkt des Rates in erster Lesung zu befürworten, da darin der vereinbarte 
Wortlaut vollständig und ohne Änderungen aufgenommen ist.

* * *
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